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1. Ausgangsituation

Mit der Übernahme der Zuständigkeit für die ambulanten Eingliederungshilfen zum Wohnen durch den Landschaftsverband Rheinland ist dieser Bereich auf eine neue fachliche und finanzielle Grundlage gestellt worden. Stichworte hierfür sind: Individuelle Hilfeplanung, Hilfeplankonferenzen, Fachleistungsstundensystem, neue Vertragsgrundlagen gemäß § 75 SGB XII, Ausweitung der Anbieterlandschaft, Wohnverbünde, Rahmenzielvereinbarung zum Abbau von Heimplätzen, neue Aufbau- und Ablauforganisation im Rheinischen Sozialamt etc.

Damit sind wesentliche Elemente des Konzepts der Personenzentrierten Hilfen
 im Rheinland im Bereich der Hilfe zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft umgesetzt worden. 

In den vergangenen vier Jahren hat sich die regionale „Versorgungslandschaft“ auf dieser Grundlage nachhaltig verändert: So gibt es heute eine sehr viel größere Anzahl an Leistungsanbietern in diesem Bereich für eine unverändert steigende Anzahl von Menschen, die insbesondere ambulante Leistungen der Eingliederungshilfe in Anspruch nehmen. Durch das Hinzukommen neuer - überwiegend privater - Anbieter haben sich die regionalen psychiatrischen Versorgungsstrukturen deutlich verändert. Hieraus ergeben sich insbesondere auch veränderte Anforderungen an die Sicherstellung einer kooperativen und vernetzten personenzentrierten Leistungserbringung. 

Gleichzeitig hat es weit gehende sozialrechtliche Entwicklungen in anderen Leistungsbereichen mit Auswirkung auf die Hilfe zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft und die integrierte individuelle Hilfeplanung gegeben, zum Beispiel:

Umsetzung des SGB IX:  

· Sozialhilfe als Rehabilitationsträger mit neuen Möglichkeiten und Pflichten zur einzelfallbezogenen Kooperation mit sonstigen Rehabilitationsträgern 

· persönliches Budget, mit individuellem Rechtsanspruch ab 01.01.2008

Einführung des SGB II

· neue Möglichkeiten der Hilfe zur Teilhabe am Arbeitsleben für erwerbsfähige Personen, die vor dem SGB II Sozialhilfe bezogen

· Arbeitsgelegenheiten mit Mehraufwandsentschädigung

· Klärungsbedarf zur Erwerbsfähigkeit

Reformen des SGB V 

· integrierte Versorgung

· ambulante Soziotherapie

· häusliche psychiatrische Krankenpflege

· medizinische Rehabilitation als Pflichtleistung

Weitere Entwicklungen mit Auswirkung auf die Hilfe zur Teilhabe psychisch kranker Menschen am Leben in der Gemeinschaft sind

· weitere Verkürzung der Behandlungszeiten in psychiatrischen Kliniken

· Anstieg der Fallzahlen im Bereich psychiatrischer Diagnosen

· demographische Entwicklungen (Altersstruktur der Bevölkerung, Rückgang traditioneller Familienstrukturen, Migranten mit besonderen Hilfebedarfen)

In der Folge dieser Entwicklungen entstehen neue oder neu akzentuierte Aufgaben für die regionale Versorgungsstruktur. 

2. Zielsetzung

Das Projekt umfasst

· eine Untersuchung der Entwicklung der Hilfe für psychisch behinderte oder von Behinderung bedrohte Menschen zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft der letzten Jahre,

· eine Beschreibung der aktuellen Situation,

· eine Analyse der Versorgungssituation und

· die Erstellung von Empfehlungen zur Weiterentwicklung der Hilfen und ihrer Steuerung.

Die Ausgangsfrage der Untersuchung ist:

Wie haben sich die unter 1. genannten Entwicklungen auf die Hilfe zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft ausgewirkt auf Zugang, Verlässlichkeit und Effizienz von Hilfeplanung, Hilfeleistung, und einzelfallbezogener Steuerung der Leistung etc.? 

Dabei ist zu beachten die Ebene

· des Einzelfalls, 

· der Leistungsanbieter bzw. Leistungserbringer,

· der regionalen Steuerung und

· der Finanzierung

3. Aufgabenstellung

Die Untersuchung soll insbesondere Erklärungen und Hinweise zu folgenden Fragestellungen bieten:

· Inwieweit hat sich das System in Richtung auf das Ziel „ambulant vor stationär“ (bei gleichzeitiger Kostenkontrolle) entwickelt? Welche Veränderungen sind zu verzeichnen?

· Wie weit hat sich die fachliche Zusammenarbeit zwischen den Einrichtungen und Diensten in den Regionen sowie zwischen Hilfeträger und Kostenträger(n) verändert?

· Welche zusätzlichen Entwicklungsbedarfe ergeben sich aus den veränderten Rahmenbedingungen (Stichwort: brauchen selbständig lebende Menschen mit Behinderung mehr oder andere Formen von Tagesgestaltung als bisher?)

· Wie ist die unverminderte Zunahme der Empfänger von „BeWo-Fachleistungsstunden“ und „BeWo-Hilfeempfängern zu erklären?

Neben der Auswertung der vorliegenden Daten ist es unverzichtbar, vor Ort mit den Handelnden im Bereich der psycho-sozialen Versorgung direkt in Kontakt zu treten, um die genannten Fragen zu diskutieren und Antworten zu erhalten.

Hierbei sind insbesondere folgende Akteure und folgende Fragestellungen im Blickpunkt:

· Regional versorgendes psychiatrisches Krankenhaus
· Führt die Verkürzung der Verweildauer zu einer verstärkten Inanspruchnahme von Maßnamen der Eingliederungshilfe?

· Wie wird die regionale Bedarfssituation im Bereich der Eingliederungshilfe eingeschätzt? (Bestehen ungedeckte Bedarfe? Wenn ja: für welche Teilgruppen?) 

· Welche Rolle spielen überregionale Entlassungen oder Entlassungen in Pflegeeinrichtungen, der Obdachlosenhilfe etc. (als Indikatoren für regionale Bedarfsengpässe)?

· Haben sich Entlassstrategien und –prozesse und der damit für das Krankenhaus verbundene Aufwand durch das neue System verändert?

· Inwieweit übernehmen ambulante und stationäre Wohnhilfen Ersatzfunktionen für Leistungen vorrangiger Kostenträger (medizinische Rehabilitation, Soziotherapie, ambulante psychiatrische Pflege?) 

· Sozialpsychiatrisches Zentrum (SPZ)
· Inwieweit ist das BeWo in das Gesamtangebot des SPZ integriert?

· Wird BeWo zu einem Standardangebot für alle Nutzer? Wie hoch ist der Anteil an Klienten im Betreuten Wohnen an den Besuchern der Kontaktstelle, der Tagesstätte …..?

· Inwieweit werden Klienten betreut, die Hilfen zum Wohnen von anderen Trägern erhalten? Inwieweit ergeben sich Hinweise auf „Doppelleistungen“?

· Verändert sich die Kernklientel? Gibt es neue Nutzergruppen, auf die gezielt zugegangen wird?

· Verändert sich die Kooperation zu anderen Akteuren im System?

· Wie wird mit der Konkurrenz neuer Anbieter umgegangen?

· Suchtkrankenhilfe
· Inwieweit ersetzt das BeWo andere ambulante Angebote der Suchtkrankenhilfe?

· Inwieweit ersetzt das BeWo niederschwellige Angebote der kommunalen Daseinsvorsorge?

· Wie werden die Indikatoren für die Inanspruchnahme Betreuten Wohnens definiert? Gibt es ein eindeutiges fachliches Verständnis über die Zugehörigkeit zum Personenkreis der wesentlich Behinderten im Feld?

· Wohnheime
· Gibt es systematische Kooperationen mit ambulanten Anbietern?

· Gibt es andere Förderstrategien bzw. Überlegungen in Richtung Wohnverbund?

· Gibt es organisatorische Veränderungen, um den neuen Anforderungen gerecht zu werden?

· Hilfeplanverfahren
Die personenzentrierte Hilfeplanung mit dem IHP und die Besprechung der Ergebnisse der individuellen Hilfeplanung wurden im gesamten Zuständigkeitsgebiet des LVR eingeführt. Es liegen nun mehrjährige Erfahrungen vor. 

Bei allen Handelnden sollte nach der Rolle des Hilfeplanverfahrens und seiner Umsetzung durch die Fallmanager/innen des LVR gefragt werden, bzw. nach der jeweiligen Bewertung der Folgen für das eigene Tun.

4. Vorgehen:

· Nach eingehender Kontaktaufnahme mit wichtigen Akteuren (Vertreter der regionalen psychiatrischen Versorgung und anderer Leistungserbringer, Nutzer, Angehörige psychisch kranker Menschen, LVR) erstellt die Aktion Psychisch Kranke eine Empfehlung zur Weiterentwicklung der regionalen Versorgungsstrukturen. Dabei fließen auch Erkenntnisse über Entwicklungen außerhalb des Zuständigkeitsbereichs des LVR ein.


· Da eine solche Analyse nicht in vertretbarer Zeit flächendeckend vorgenommen werden kann, werden in Absprache mit dem LVR jeweils 2 Städte und 2 Landkreise für eine differenziertere Untersuchung ausgewählt. Darüber hinaus wird eine weniger differenzierte Erhebung Rheinland-weit durchgeführt.


· Die Einbeziehung der Rheinischen Kliniken wird dabei in den Zusammenhang der „Förderung von Verbundkooperationen der Rheinischen Kliniken“ (Vorlage 12/2468) gestellt werden.  


· Auf der Basis von punktuellen Erhebungen und Kontakten mit Beteiligten und Akteuren (Beteiligte der Hilfeplanung, Mitwirkende der HPK, andere Leistungserbringer, Nutzer, Angehörige psychisch kranker Menschen) werden die Erfahrungen mit IHP und HPK ausgewertet und Empfehlungen zur Optimierung des Verfahrens erarbeitet. 

· Wegen der grundsätzlichen Bedeutung des Verfahrens werden relevante Verbände und Planungsverantwortliche einbezogen. Es wird ein Beirat mit Vertretern und Vertreterinnen aus der freien Wohlfahrtspflege, der Leistungsträger, der Selbst- und Familienhilfe, der Kommunen und weiteren Einzelexperten gebildet, der im Projektzeitraum zweimal tagen wird. Begleitend werden 2-3 themenspezifische Workshops durchgeführt.

· Die Aktion Psychisch Kranke erstellt ebenfalls eine Analyse und untersucht die Wirkung der Hilfeplanung mit den Instrumenten IHP und Hilfeplankonferenz. Sofern sich Probleme ergeben haben, formuliert sie Empfehlungen zur Optimierung.


· Laufzeit: 12 Monate von 01.03.2008. bis 28.02.2009


· Im Sommer 2008 wird ein Zwischenbericht vorgelegt. 


· Als Projektabschluss wird ein Projektbericht vorgelegt.
5. Personelle Besetzung
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Die weitere Besetzung der Arbeitsgruppe erfolgt in Absprache mit dem LVR.

� Siehe: Volker Kauder, Aktion Psychisch Kranke (Hg.), Von institutions- zu personenzentrierten Hilfen in der psychiatrischen Versorgung, Nomos Verlagsgesellschaft, Baden-Baden, 1998





